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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Änderung des Wohnungsmodernisierungsgesetzes 
— Drucksachen 8/1692, 8/1764, 8/1782, 8/1798 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 459. Sitzung am 2. Juni 
1978 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 12. Mai 1978 verabschiedeten Gesetz zu verlan- 
gen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den nachstehenden 
Gründen einberufen wird. 


Gründe 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 und 3 (§ 1 und § 2 WoModG) 

a) In Nummer 2 ist in § 1 Nr. 1 das Wort „und" 
anzufügen, und es sind in § 1 Nr. 2 die Wor- 
te „und sonstigen beheizten Räumen" zu 
streichen. 

b) Nummer 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Buchstabe a ist zu streichen. 

bb) In Buchstabe b ist Absatz 3 zu streichen; 
Absatz 4 wird Absatz 3, und in Satz 1 
ist das Komma nach dem Wort „Wohn- 
heime" durch das Wort „und" zu erset- 
zen, und es sind die Worte „und sonstige 
Räume" zu streichen. 


Vor dem neuen Absatz 3 erhält Num- 
mer 3 folgende Fassung: 

„3. Dem § 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt:". 

Begründung 

Für energiesparende Maßnahmen in sonstigen 
Gebäuden ist einer steuerrechtlichen Begünsti- 
gung gegenüber einer Förderung mit Zuschüs- 
sen oder Darlehen der Vorzug zu geben. Dane- 
ben würde die Förderung sonstiger Räume einen 
Fremdkörper im System des Wohnungsmoder- 
nisierungsgesetzes bilden. 

Die Änderung der Nummer 3 ist eine Folge der 
Änderung von Nummer 2. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b (§ 4 Abs. 3 
Nr. 2 WoModG) 

In Nummer 5 Buchstabe b sind in § 4 Abs. 3 
Nr. 2 nach dem Wort „Warmwasseranlagen" die 
Worte „einschließlich der Steuerung und Rege- 
lung in zentralen Heizungs- und Warmwasser- 
anlagen sowie des Einbaues von Thermostat- 
ventilen" anzufügen. 
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Begründung 

Der Einbau von Thermostatventilen und von 
Steuerungs- sowie Regelungseinrichtungen in 
zentralen Heizungs- und Warmwasseranlagen 
gehört zu den wirksamsten Energieeinsparungs- 
maßnahmen. Der Hinweis, sie seien rentierlich 
und deshalb nicht zu fördern, vermag nicht zu 
überzeugen, nachdem es ein Ziel des Gesetzes 
ist, die Bevölkerung allgemein für die Energie- 
einsparung zu motivieren. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b (§ 4 Abs. 3 Nr. 3 
WoModG) 

In Nummer 5 Buchstabe b sind in § 4 Abs. 3 
Nr. 3 die Worte „sofern die Fernwärme über- 
wiegend durch Heizkraftwerke oder Abwärme 
erzeugt wird" durch die Worte „die überwie- 
gend aus Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung, 
zur Verbrennung von Müll oder zur Verwertung 
von Abwärme gespeist wird" zu ersetzen. 


Der Bund stellt seine Finanzhilfen für die Mo- 
dernisierung in Übereinstimmung mit dem gel- 
tenden Recht den Ländern auch künftig grund- 
sätzlich auf Grund von Verwaltungsvereinba- 
rungen zur Verfügung. Zur Förderung energie- 
sparender Investitionen im Laufe der nächsten 
fünf Jahre wird allgemein ein Fördervolumen 
von 4,35 Milliarden DM zugrunde gelegt. Geht 
man davon aus, daß die Hälfte dieser Summe 
über steuerliche Erleichterungen wirksam wird 
und der Bund von der Zuschußförderung drei 
Viertel trägt, können die sich ergebenden glei- 
chen Jahresraten der Bundesfinanzhilfen von 
326,25 Millionen DM im Gesetz genannt werden. 

Genaue Regelung zum Fördervolumen für ener- 
giesparende Maßnahmen, die über das Jahr 1982 
hinausreichen, enthält die Bestimmung nicht. 
Bund und Länder sind aufgefordert, insoweit 
rechtzeitig Entscheidungen zu treffen. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 7 WoModG) 


Begründung 

Eine Begünstigung des Anschlusses an die Fern- 
wärmeversorgung ist nur in den genannten Fäl- 
len sinnvoll, da die nicht aus den genannten 
Anlagen erfolgende Fernwärmeversorgung nicht 
zur Energieeinsparung beiträgt. Außerdem wür- 
den durch eine uneingeschränkte Begünstigung 
weitere Wettbewerbsverzerrungen gegenüber 
dem Erdgas geschaffen. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 WoModG) 

a) In Nummer 7 ist in § 6 Abs. 1 der Satz 2 
wie folgt zu fassen: 

„Die Mittel des Bundes werden den Län- 
dern nach Maßgabe des Bundeshaushalts- 
plans als Finanzhilfen nach Artikel 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes zu Dreivierteln der 
Aufwendungen für die Förderung zur Verfü- 
gung gestellt." 

b) In Nummer 7 sind in § 6 Abs. 3 Satz 2 die 
Worte „1 425 Millionen Deutsche Mark" 
durch die Worte „jährlich 326,25 Millionen 
Deutsche Mark" zu ersetzen. 


Begründung zua) und b) 

Der Bund beabsichtigt, die Steuer auf leichtes 
Heizöl zu verdoppeln und sich dadurch etwa 
500 Millionen DM Mehreinnahmen zu verschaf- 
fen. Die Länder sind an diesem Mehraufkommen 
nicht beteiligt. Der Bund wird durch diese Mehr- 
einnahmen in die Lage versetzt, einen höheren 
Finanzierungsanteil als 50 v. H. aufzubringen. 
Es ist deshalb eine Beteiligung des Bundes von 
75 v. H. vorzusehen. 


Nummer 8 ist wie folgt zu fassen: 


,8. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesmittel, die den Ländern 
nach diesem Gesetz gewährt werden, 
werden nach folgendem Schlüssel ver- 
teilt: 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 
Nordrhein- Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 

Schleswig-Holstein 


15,7 vom Hundert 
17,9 vom Hundert 
4,9 vom Hundert 
1,0 vom Hundert 
2,6 vom Hundert 
8,3 vom Hundert 
1 1,3 vom Hundert 
25,0 vom Hundert 

6.5 vom Hundert 
2,2 vom Hundert 

4.6 vom Hundert. 


Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
den Verteilerschlüssel durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes zu ändern, wenn die Ergebnisse der 
jeweils letzten allgemeinen amtlichen 
Zählung von Wohngebäuden und ihrer 
Fortschreibung wesentliche Veränderun- 
gen bei der Zahl der modernisierungs- 
bedürftigen Wohnungen ergeben." 


b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Bundesmittel, die von einem Lan- 
de im Laufe eines Haushaltsjahres nicht 
eingesetzt werden, dürfen bis zum Ablauf 
dieses Haushaltsjahres auf die anderen 
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Länder verteilt werden. Absatz 2 ist da- 
bei sinngemäß anzuwenden/' J 

Begründung zua) und b) 

Die Förderung energiesparender Maßnahmen 
durch Zuschüsse und Darlehen wird auf die Ge- 
bäude begrenzt, die die Voraussetzungen des 
geltenden Wohnungsmodernisierungsgesetzes 
erfüllen. Damit kann auch der dort geltende 
Verteilungsschlüssel auf die für die Energieein- 
sparung vorgesehenen Mittel erstreckt werden. 
Der genannte Verteilungsschlüssel ist der Ver- 
waltungsvereinbarung zwischen Bund und Län- 
dern zum Wohnungsmodernisierungsgesetz ent- 
nommen. Seine Festlegung im Gesetz — verbun- 
den mit einer Änderungsmöglichkeit durch 
Rechtsverordnung — ist einer Bestimmung in 
einer Verwaltungsvereinbarung vorzuziehen. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 8 Abs. 1 WoModG) 
Nummer 9 ist wie folgt zu fassen: 

,9. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bund kann sich an der von den 
Ländern nach diesem Gesetz geförderten 
Modernisierung und Instandsetzung durch 
Rückbürgschaften für Bürgschaften beteili- 
gen, die die Länder nach § 13 Abs. 3 und 4 
oder entsprechend ihren sonstigen Program- 
men zur Modernisierung übernehmen." ' 

Begründung 

Auch im nicht geförderten Bereich sollten Rück- 
bürgschaften des Bundes für Bürgschaften der 
Länder übernommen werden können. Manche 
Länder fördern die Modernisierung seit Jahren 
mit Bürgschaften im Rahmen ihrer eigenen Pro- 
gramme. Diese Bestrebungen sollten vom Bund 
für alle Länder unterstützt werden, zumal im 
II. Wohnungsbaugesetz ebenfalls Rückbürgschaf- 
ten ohne sonstige Förderung zu übernehmen 
sind. 

Dadurch kann die Förderung der Modernisie- 
rung ohne Einsatz von Mitteln öffentlicher Haus- 
halte weiter ausgedehnt und ein weiterer An- 
reiz zur Modernisierung gegeben werden. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 9 WoModG) 

Nummer 10 ist wie folgt zu fassen: 

„10. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeich- 
nung gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben." 
Begründung 

Eine allgemeine Verpflichtung der Länder zur 
Unterrichtung des Bundes über die Verwendung 
der nach diesem Gesetz eingesetzten Mittel er- 


gibt sich aus § 9 Abs. 1. Die differenzierten An- 
gaben nach § 9 Abs. 2 und nach dem beabsich- 
tigten § 9 Abs. 3 wirken außerordentlich investi- 
tionshemmend, da sie überwiegend von den 
Antragstellern erhoben werden müssen. Davon 
abgesehen erfordern beide Bestimmungen einen 
erheblichen Verwaltungsaufwand, der zu dem 
Interesse an detaillierten statistischen Angaben 
in keinem vertretbaren Verhältnis steht. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 10 WoModG) 

Nummer 11 ist wie folgt zu fassen: 

,11. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Wohnungen nach der Moderni- 
sierung nach Größe und Ausstat- 
tung für die angemessene Wohn- 
raumversorgung breiter Schichten 
der Bevölkerung geeignet sind." 

b) Nach Nummer 4 werden folgende Sätze 
angefügt: 

„Die Modernisierung darf in der Regel 
nur gefördert werden, wenn bei Fa- 
milienheimen und eigengenutzten Ei- 
gentumswohnungen das Jahreseinkom- 
men des Eigentümers und der nach § 8 
II. Wohnungsbaugesetz zur Familie 
rechnenden Angehörigen (Gesamtein- 
kommen) die Grenze des § 25 II. Woh- 
nungsbaugesetz und bei Mietwohnun- 
gen die Miete nach Abschluß der Mo- 
dernisierung die Mietobergrenze des 
öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbaus nicht übersteigt. Bei Gebäu- 
den, die nach dem 31. Dezember 1977 
bezugsfertig geworden sind oder be- 
zugsfertig werden, dürfen die in § 4 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 aufgeführten ener- 
giesparenden Maßnahmen nicht geför- 
dert werden." ' 

Begründung 

Nachdem der Förderung durch Zuschüsse und 
Darlehen neben der steuerlichen Begünstigung 
nur eine begrenzte Bedeutung zukommt, ist sie 
auch von den Fördervoraussetzungen her klar 
auf die sozialpolitisch wichtigen Fälle zu be- 
schränken (weniger verdienende Eigentümer 
von Familienheimen und eigengenutzten Eigen- 
tumswohnungen und Verbesserung von Miet- 
wohnungen). Die vorgesehenen Regelungen gel- 
ten für die Modernisierung bereits aufgrund ei- 
ner Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund 
und Ländern. Die Regelungen sollten jetzt in 
das Gesetz übernommen und zugleich auf die 
Energieeinsparung ausgedehnt werden. 

Die Regelung, daß bei Gebäuden, die nach dem 
31, Dezember 1977 bezugsfertig geworden sind 
oder bezugsfertig werden, die in § 4 Abs. 3 
Nr. 1 und 2 aufgeführten energiesparenden Maß-, 
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nahmen nicht gefördert werden dürfen, ist sinn- 
voll, da seit diesem Zeitpunkt eine gesetzliche 
Pflicht zur Durchführung dieser Maßnahmen be- 
steht. Die weiteren Regelungen der von der 
Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Einzelheiten gehören jedoch in Aus- 
führungsvorschriften und sind den Ländern vor- 
zubehalten. 

Auch die Änderung der Überschrift des § 10 er- 
scheint überflüssig. 


9. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 10 a WoModG) 

Nummer 12 ist zu streichen. 

Begründung 

Besondere Förderungsvoraussetzungen für ener- 
gieparende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
Die Förderungsvoraussetzungen des § 10 Wo- 
ModG können ohne weiteres auch auf energie- 
sparende Maßnahmen angewendet werden. Die 
vorgesehene Bestimmung des Absatzes 4 ist be- 
reits insofern unhaltbar, als sie vorauszusetzen 
scheint, daß die Länder ohne eine solche Be- 
stimmung nicht „alle Eigentümer in gleicher 
Weise ohne Bevorzugung bestimmter Gruppen" 
berücksichtigen. 


10. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 12 Abs. 4) 
Nummer 14 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 
,b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 


Im übrigen ist im Gesetz die Umsetzuhgsmög- 
lichkeit der Mittel zur Förderung von Energie- 
sparmaßnahmen zugunsten der Förderung von 
Modernisierungsmaßnahmen und umgekehrt für 
den Fall, daß sie für den ursprünglich vorgese- 
henen Zweck nicht eingesetzt werden können, 
vorzusehen. 


11. Zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe a (§ 13 Abs. 1 
Satz 3 WoModG) 

In Nummer 15 Buchstabe a ist in § 13 Abs. 1 
Satz 3 der Halbsatz nach dem Semikolon wie 
folgt zu fassen: 

„die Verbilligung darf den Barwert der Zu- 
schüsse nicht übersteigen." 

Begründung 

Als Darlehen zur Deckung der Kosten der Mo- 
dernisierung werden auch zinsverbilligte Kapi- 
talmarktdarlehen eingesetzt. Bei diesen kann 
nicht im Einzelfall garantiert werden, daß sie im 
Barwert den Zuschüssen genau entsprechen. 


12. Zu Artikel 1 Nr. 15 und 23 (§ 13 Abs. 2 bis 7 
und § 21 a WoModG) 

a) In Artikel 1 Nr. 15 sind die Buchstaben b, c 
und d zu streichen. 

b) In Artikel 1 Nr. 15 ist Buchstabe e eingangs 
wie folgt zu fassen: 

,e) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 


„(4) Auf die Mittel, die zur Förderung 
energiesparender Maßnahmen nach diesem 
Gesetz bestimmt sind, sind die Absätze 1 
und 2 nicht anzuwenden. Es soll jedoch ge- 
währleistet werden, daß für die Förderung 
der Modernisierung in Schwerpunkten stets 
Mittel zur Förderung energiesparender 
Maßnahmen in dem Umfang zur Verfügung 
stehen, daß bauliche Maßnahmen nach § 4 
Abs. 1 bis. 3 gleichzeitig gefördert werden 
können. Soweit die Mittel, die zur Förde- 
rung energiesparender Maßnahmen nach 
diesem Gesetz bestimmt sind, bis zu einem 
für jedes Kalenderjahr zu bestimmenden 
Zeitpunkt nicht in Anspruch genommen 
sind, können sie zur Förderung der in § 4 
Abs. 1 und 2 bezeichneten Maßnahmen ein- 
gesetzt werden." 

Begründung 

Die städtebaulich bedingte Schwerpunktbildung 
paßt bei der Energiesparförderung nur sehr be- 
grenzt. Es sollte aber gewährleistet werden, daß 
für bauliche Maßnahmen der Modernisierung 
und der Energieeinsparung, die in Schwerpunk- 
ten gleichzeitig gefördert und durchgeführt wer- 
den sollen, stets ausreichend Mittel der Energie- 
sparförderung zur Verfügung stehen. 


»( 6 ) 

c) Nummer 23 ist zu streichen. 

Begründung 
zu a) 

Nachdem die Förderung der Energieeinsparung 
durch Zuschüsse und Darlehen auf Fälle be- 
schränkt ist, die die Voraussetzungen des Woh- 
nungsmodernisierungsgesetzes voll erfüllen, ist 
es nicht vertretbar, den Fördersatz für die Ener- 
gieeinsparung niederer als den der allgemei- 
nen Modernisierungsförderung anzusetzen. Dies 
würde eine Verschlechterung gegenüber dem 
geltenden Recht bedeuten. Nach dem Woh- 
nungsmodernisierungsgesetz sind energiespa- 
rende Maßnahmen (Wärmeschutz, § 4 Abs. 1 
Nr. 3 WoModG) als eine unter mehreren Mo- 
dernisierungsmaßnahmen mit gleichem Förder- 
satz wie andere Maßnahmen förderfähig. Der 
Wegfall von Nummer 15 Buchstabe b führt auto- 
matisch zu einer Erstreckung des bei der Moder- 
nisierung bisher schon geltenden Fördersatzes 
auf die Energiesparförderung. 

zu b) und c) 

Folgeänderungen zu a). 
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13. Zu Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe a (§ 14 Abs. 2 
WoModG) und 

zu Artikel 3 (§ 2 Abs. 1 nach Satz 1, § 3 Abs. 1 
MHG) 

a) Nummer 16 Buchstabe a ist wie folgt zu 
fassen: 

,a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Erhöhungsbetrag kann nach 
§ 2 Abs. 1 oder nach § 3 Abs. 1 des Ge- 
setzes zur Regelung der Miethöhe er- 
mittelt werden. Bei der Ermittlung der 
Kürzungsbeträge nach § 3 Abs. 1 Satz 3 
bis 6 jenes Gesetzes gelten die in § 5 
Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Mittel der 
Finanzierungsinstitute als Mittel aus Öf- 
fentlichen Haushalten." ' 

b) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Der Einleitungssatz ist wie folgt zu fas- 
sen: 

„Das Gesetz zur Regelung der Miethöhe 
vom 18. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3604), 
geändert durch Gesetz vom 18. August 
1976 (BGBl. I S. 2221), wird wie folgt 
geändert:" 

bb) Nach dem Einleitungssatz ist folgende 
Nummer 1 einzufügen: 

,1. In § 2 Abs. 1 wird nach Satz 1 fol- 
gender Satz 2 eingefügt: 

„Von dem Jahresbetrag des ver- 
langten Mietzinses sind die Kür- 
zungsbeträge nach § 3 Abs. 1 Satz 3 
bis 6 abzuziehen, im Fall des § 3 
Abs. 1 Satz 6 mit 14 vom Hundert 
des Zuschusses." ' 

cc) Buchstabe a wird Nummer 2 und ist ein- 
gangs wie folgt zu fassen: 

„2. § 3 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung:" 

Begründung 
zu a) 

Durch die Neufassung des § 14 Abs. 2 und die 
Ergänzung des § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Re- 
gelung der Miethöhe (MHG) — vgl. Änderungs- 
antrag zu Artikel 3 — soll erreicht werden, daß 
bei der Erhöhung auf die Vergleichsmiete nach 
§ 2 MHG Leistungen aus öffentlichen Haushal- 
ten und des Mieters, die zur Modernisierung der 
Wohnung erbracht wurden, in jedem Fall durch 
entsprechende Kürzungsbeträge dem Mieter zu- 
gute kommen. Nach der gegenwärtigen Rechts- 
lage werden Leistungen aus öffentlichen Haus- 
halten und des Mieters nur berücksichtigt, wenn 
Mittel nach dem WoModG eingesetzt werden, 
denn der Abzug der Kürzungsbeträge ist nur 
in § 14 Abs. 2 WoModG, nicht aber im allgemein 
geltenden Gesetz zur Regelung der Miethöhe 
vorgesehen. Durch die vorgeschlagenen Ände- 


rungen soll sichergestellt werden, daß der Ver- 
mieter bei der Erhöhung auf die Vergleichsmiete 
zu einem entsprechenden Abzug auch dann ver- 
pflichtet ist, wenn die Mittel aus anderen, nach 
§ 5 Abs. 3 WoModG zulässigen Programmen ge- 
währt werden. 

Die im Gesetz nunmehr vorgesehene Lösung be- 
friedigt nicht. Der Hinweis in der Begründung 
zu Nummer 16 (§ 14) in der BT-Drucksache 
8/1782, daß auch ohne eine ausdrückliche gesetz- 
liche Regelung durch die Förderauflagen des § 14 
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a WoModG gewährlei- 
stet sei, daß bei der Erhöhung auf die Ver- 
gleichsmiete auch Mittel aus anderen Program- 
men zu einem entsprechenden Abzug führen, 
trifft nicht zu, denn — wie bereits ausgeführt — 
gilt das Wohnungsmodernisierungsgesetz für 
„andere Programme" nicht (vgl. § 5 Abs. 3 Wo- 
ModG). 

zu b) 

Leistungen aus öffentlichen Haushalten oder des 
Mieters sollen durch einen entsprechenden Ab- 
zug von der ermittelten Vergleichsmiete dem 
Mieter allgemein — und nicht nur im Geltungs- 
bereich des Wohnungsmodernisierungsgesetzes 
— zugute kommen. Ergänzend wird auf die Be- 
gründung zu § 14 Abs. 2 WoModG verwiesen 
(Artikel 1 Nr. 16). 

14. Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 20 WoModG) und nach 
Artikel 3 

a) Nummer 21 ist wie folgt zu fassen: 

„21. § 20 wird gestrichen." 

b) Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a ein- 
zufügen: 

»Artikel 3 a 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

§ 541 a Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbu- 
ches wird durch folgende Absätze 2 bis 6 
ersetzt: 

„(2) Der Mieter von Wohnraum hat Maß- 
nahmen zur Verbesserung der gemieteten 
Räume oder sonstiger Teile des Gebäudes 
oder bauliche Maßnahmen, die nachhaltig 
Einsparungen von Heizenergie bewirken 
(energiesparende Maßnahmen), zu dulden, 
es sei denn, daß die Durchführung der Maß- 
nahmen oder deren bauliche Auswirkung für 
den Mieter oder seine Familie eine Härte be- 
deuteten würde, die auch unter Würdigung 
der berechtigten Interessen des Vermieters 
und anderer Mieter von Wohnraum in dem 
Gebäude nicht zu rechtfertigen wäre. 

(3) Der Mieter von sonstigen Räumen hat 
Maßnahmen nach Absatz 2 zu dulden, soweit 
ihm die Durchführung und deren bauliche 
Auswirkung zugemutet werden können. 

(4) Der Vermieter hat dem Mieter zwei 
Monate vor der Durchführung der in den Ab- 
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satzen 2 und 3 bezeichneten Maßnahmen de- 
ren Art und Umfang schriftlich mitzuteilen 
und dabei den geplanten Beginn und die 
voraussichtliche Dauer anzugeben. Der Mie- 
ter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Mo- 
nats, der auf den Zugang der Mitteilung 
folgt, für den Ablauf des nächsten Monats zu 
kündigen. Hat der Mieter gekündigt, darf 
der Vermieter mit der Durchführung der 
Maßnahmen nicht vor dem Ablauf der Miet- 
zeit beginnen. 

(5) Aufwendungen, die der Mieter infolge 
der in den Absätzen 1 bis 3 bezeichneten 
Maßnahmen machen muß, hat der Vermieter 
in einem angemessenen Umfang zu ersetzen; 
auf Verlangen hat der Vermieter Vorschuß 
zu leisten. Die Rechte des Mieters nach § 537 
bleiben unberührt. 

(6) Vereinbarungen, die zum Nachteil des 
Mieters von den Vorschriften der Absätze 
2 bis 5 abweichen, sind unwirksam." 1 

Begründung 

Die Duldungspflicht des Mieters bei der Durch- 
führung von Modernisierungen ist nach dem zur 
Zeit geltenden Recht verschieden geregelt, je 
nachdem, ob es sich um eine subventionierte 
Modernisierung oder um eine freifinanzierte 
Modernisierung handelt. Bei subventionierter 
Modernisierung hat der Mieter nach § 20 des 
Wohnungsmodernisierungsgesetzes die Moder- 
nisierungsmaßnahme regelmäßig zu dulden, es 
sei denn, daß dies eine besondere Härte für ihn 
oder seine Familie bedeuten würde. Bei der frei- 
finanzierten Modernisierung braucht der Mie- 
ter dagegen eine Modernisierungsmaßnahme 
nur zu dulden, wenn ihm dies zumutbar ist. Die- 
ser gespaltene Rechtszustand erscheint nicht 
sachgerecht. Deshalb muß die Duldungspflicht 
des Mieters gemäß § 541 a BGB für alle Moder- 
nisierungsmaßnahmen, einschließlich der Einspa- 
rung von Heizenergie, an die Regelung des § 20 
WoModG angepaßt werden. Durch die Einfüh- 
gung der erweiterten Duldungspflicht des Mie- 
ters in das Bürgerliche Gesetzbuch in Form der 
Neufassung des § 541 a Abs. 2 bis 6 kann die 
Regelung in § 20 WoModG entfallen. 

15. Zu Artikel 1 nach Nummer 21 (nach § 20 
WoModG) 

Nach Nummer 21 ist folgende Nummer 21 a 
einzufügen: 

,21 a. Es wird folgender § 20 0a eingefügt: 

„§ 20 0a 

Förderung von energiesparenden 
Maßnahme in sonstigen Räumen 
im Eigentum von juristischen Personen 

(1) Mittel, die zur Förderung energie- 

sparender Maßnahmen nach diesem Gesetz 
bestimmt sind, können auch für energie- 


sparende Maßnahmen in sonstigen Räu- 
men eingesetzt werden, die im Eigentum 
juristischer Personen stehen, soweit diese 
von der Körperschaftsteuer befreit sind. 
Dasselbe gilt für juristische Personen, die 
nicht körperschaftsteuerpflichtig sind und 
die kirchliche oder mildtätige Zwecke 
verfolgen. 

(2) § 10 Abs. 1 Satz 2 gilt bei der För- 
derung nach Absatz 1 nicht; im übrigen 
ist § 10 sinngemäß anzuwenden. 11 ' 

Begründung 

Energiesparende Maßnahmen in sonstigen Räu- 
men, die im Eigentum juristischer Personen ste- 
hen, die von der Körperschaftsteuer befreit sind 
(z. B. Kirchen, gemeinnützige Vereine und Stif- 
tungen), werden von steuerlichen Erleichterun- 
gen nicht erreicht. Insoweit war deshalb eine 
Einbeziehung in die Zuschußförderung vorzu- 
sehen. 


16. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 20a WoModG) 

Nummer 22 ist wie folgt zu fassen: 

,22. Nach § 20 0a wird folgender § 20 a einge- 
fügt: 

„§ 20 a 

Förderung von energiesparenden 
Maßnahmen beim Bau von Gebäuden 

(1) Mittel, die zur Förderung energie- 
sparender Maßnahmen nach diesem Gesetz 
bestimmt sind, können auch beim Bau von 
Wohngebäuden eingesetzt werden; geför- 
dert werden darf der Einbau von Wärme- 
pumpen- und Solaranlagen. 

(2) § 10 Abs. 4, § 12 Abs. 4 und § 13 
Abs. 1, 2 und 5 gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, daß 

1. die Finanzierung des Gebäudes ge- 
sichert sein muß, 

2. die energiesparenden Maßnahmen bei 
der Förderung bevorzugt werden, wenn 
sie von mehreren Eigentümern zur Ein- 
sparung von Kosten nach einem einheit- 
lichen Plan zeitlich abgestimmt durchge- 
führt werden und 

3. die Mittel für Wohnungen beim Bau 
von Wohnungen einzusetzen sind." 1 

Begründung 

Vgl. die Begründung zur Änderung des Arti- 
kels 1 Nr. 2. 

17. Zu Artikel 2 (§ 21 a Abs. 3, § 52 Abs. 21 a EStG) 

a) In Artikel 2 ist vor der Änderung des § 51 
folgende Nummer 1 einzufügen: 

,1. § 21 a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
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a) In Nummer 2 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt; 

b) es wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. Aufwendungen im Sinne des § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q, soweit 
es sich um Erhaltungsaufwand 
handelt, nach Abzug der Schuld- 
zinsen im Sinne der Nummer 1." ' 

b) Es ist in Artikel 2 folgende Nummer 3 anzu- 
fügen: 

,3. In § 52 wird folgender Absatz 21 a ein- 
gefügt: 

„(21 a) § 21 a Abs. 3 Nr. 3 ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1978 an- 
zuwenden." ' 

Begründung zua )und b) 

Die vorgesehene Änderung bezweckt die glei- 
che steuerliche Behandlung des Erhaltungsauf- 
wands aufgrund von Modernisierungs- und 
Energiesparmaßnahmen an Einfamilienhäusern 
und Eigentumswohnungen wie bei Mehrfami- 
lienhäusern. Eine entpsrechende Behandlung ist 
vor allem deshalb geboten, weil die neuere 
Rechtsprechung derartige Aufwendungen ver- 
stärkt als Erhaltungsaufwand beurteilt und da- 
mit bei Einfamilienhäusern und Eigentumswoh- 
nungen ihre steuerliche Berücksichtigung aus- 
schließt. Die nach dem Beschluß des Bundes- 
tages vorgesehene Regelung würde im Ver- 
gleich mit der Regelung für Mehrfamilienhäu- 
ser zu einer ungünstigeren steuerlichen Behand- 
lung der Einfamilienhäuser und Eigentumswoh- 
nungen führen und damit einen geringeren An- 
reiz zu Energiespar- und Modernisierungsmaß- 
nahmen in diesem Bereich schaffen. 

Die Änderung des § 52 Abs. 21 a regelt das In- 
krafttreten. 


18. Zu Artikel 2 (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q 
EStG) 

In Artikel 2 ist die Änderung des § 51 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe q wie folgt zu fassen: 

,2. § 51 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe q erhält folgende Fassung: 

,,q) über erhöhte Absetzungen und den 
Abzug von Aufwendungen für den 
Einbau von Anlagen und Einrich- 
tungen im Sinne des § 40 Abs. 1 
Buchstabe a bis d sowie f und g 
des II. Wohnungsbaugesetzes in der 
1. September 1976 (BGBl. I S. 2673) 
— im Saarland im Sinne des § 21 
Abs. 1 Buchstaben a bis d sowie f 
und g des Wohnungsbaugesetzes für 


das Saarland in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. Juli 1976 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 758) 
von Fahrstuhl an! agen bei Gebäuden 
mit mehr als vier Geschossen und 
von Heizungs- und Warmwasseran- 
lagen sowie für den Umbau von Fen- 
stern und Türen, für den Anschluß an 
die Kanalisation oder die Wasser- 
versorgung, für den Einbau von So- 
laranlagen, Wärmepumpenanlagen, 
Anlagen zur Wärmerückgewinnung 
und Wärmespeicherung und für Maß- 
nahmen, die ausschließlich zum 
Zweck des Lärmschutzes, des Wärme- 
schutzes, der Verminderung des 
Energieverlustes und des Energiever- 
brauchs der zentralen Heizungs- und 
Warmwasseranlagen sowie zur Än- 
derung von zentralen Heizungs- und 
Warmwasseranlagen für den An- 
schluß an die Fernwärmeversorgung, 
die überwiegend aus Anlagen der 
Kraft-Wärme-Kopplung, zur Ver- 
brennung von Müll oder zur Verwer- 
tung von Abwärme gespeist wird, 
vorgenommen werden. 

Voraussetzung für die Gewährung 
der erhöhten Absetzungen ist, daß 
die Gebäude vor dem 1. Januar 1978 
fertiggestellt worden sind. Die Vor- 
aussetzung, daß die Gebäude vor 
dem 1. Januar 1978 fertiggestellt 
worden sind. Die Voraussetzung, daß 
die Gebäude vor dem 1. Januar 1978 
fertiggestellt worden sind, entfällt bei 
Aufwendungen für den Anschluß an 
die Kanalisation oder die Wasserver- 
sorgung, wenn der Anschluß nicht 
schon im Zusammenhang mit der Er- 
richtung des Gebäudes möglich war. 
Die erhöhten Absetzungen dürfen 
jährlich 20 vom Hundert der Auf- 
wendungen nicht übersteigen. Nicht 
in Anspruch genommene erhöhte Ab- 
setzungen können innerhalb des 
Begünstigungszeitraums nachgeholt 
werden;".' 

Begründung 

Die vom Bundestag vorgesehene Erweiterung 
der Ermächtigung zur steuerlichen Begünstigung 
von Modernisierungs- und Energiesparmaßnah- 
men ist unzureichend. Die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Änderung bezweckt folgende Ver- 
besserungen: 

— die Erweiterung des Katalogs der begün- 
stigten Energiesparmaßnahmen, 

— die Erhöhung des Abschreibungssatzes von 
10 vom Hundert auf 20 vom Hundert, 

— die Ausdehnung der steuerlichen Vergünsti- 
gungen auf „sonstige Räume" sowie 
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— die Ausdehnung der Regelung auf Gebäude, 
die bis zum 31. Dezember 1977 fertiggestellt 
wurden. 

Anders als nach der vom Bundestag beschlos- 
senen Regelung sollen Modernisierungs- und 
Energiesparmaßnahmen grundsätzlich gleichbe- 
handelt werden. Eine entsprechende Harmoni- 
sierung ist aus Gründen der Praktikabilität und 
einer möglichst einfachen Handhabung für Bür- 
ger und Verwaltung dringend geboten. 

19. Zu Artikel 2 (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 nach Buchstabe y 
EStG) 

In Artikel 2 ist nach der Änderung des Buch- 
staben q folgender Buchstabe b einzufügen: 

,b) Nach Buchstabe y ist folgender Buchstabe z 
anzufügen: 

ff z) über erhöhte Absetzungen bei Aufwen- 
dungen in Gebäuden zum Anschluß an 
eine Fernwärmeversorgung, die über- 
wiegend aus Anlagen der Kraft- 
Wärme-Koppelung, zur Verbrennung 
von Müll oder zur Verwertung von 
Abwärme gespeist wird, sowie zum 
Einbau von Solaranlagen, Wärmepum- 
penanlagen und Anlagen zur Wärme- 
rückgewinnung und Wärmespeiche- 
rung. Voraussetzung für die Gewäh- 
rung der erhöhten Absetzungen ist, 
daß die Gebäude nach dem 31. Dezem- 
ber 1977 fertiggestellt worden sind. Die 
erhöhten Absetzungen . dürfen jährlich 
20 vom Hundert der Aufwendungen 
nicht übersteigen. Nicht in Anspruch 
genommene erhöhte Absetzungen kön- 
nen innerhalb des Begünstigungszeit- 
raums nachgeholt werden.“ J 

Begründung 

Die vom Bundestag beschlossene Regelung 
schließt steuerliche Vergünstigungen für Ener- 
giesparmaßnahmen an Gebäuden, die nach dem 
31. Dezember 1977 fertiggestellt worden sind, 
allgemein aus. Die vom Bundesrat vorgeschla- 
gene Regelung bezweckt, daß die Anwendung 
neuer Technologien zur Energieeinsparung auch 
bei neuen Gebäuden durch erhöhte Absetzun- 
gen von jährlich 20 vom Hundert gefördert 
wird. 

20. Zu Artikel 3 Buchstaben b bis d (§ 3 Abs. 1 
Satz 2 bis 9 MHG) 

In Artikel 3 sind die Buchstaben b, c, und d zu 
streichen. 

Begründung 

Die Einfügung einer Härteklausel (Buchstabe b) 
kompliziert die ohnehin unübersichtlichen Miet- 


erhöhungsvorschriften zusätzlich und durch- 
bricht im Ergebnis wieder den allgemeinen 
Mieterhöhungstatbestand. Sie führt darüber hin- 
aus zu weiteren investitionshemmenden Wir- 
kungen, da die Investoren nicht mehr von vorn- 
herein übersehen können, ob und in welchem 
Umfang sie später die Investitionskosten auf 
die Miete umlegen können. Die Vorschrift birgt 
zudem die Gefahr von Auseinandersetzungen 
und Rechtsstreitigkeiten in sich. Das Anliegen, 
das mit der Härteklausel verfolgt wird, ist zwar 
grundsätzlich berechtigt, die vorgesehene Vor- 
schrift ist jedoch unpraktikabel. In der Praxis 
werden sich Grenzfälle aufgrund der regulie- 
renden Wirkung, die von der Marktmiete aus- 
geht, lösen. 

Im wesentlichen die gleichen Bedenken be- 
stehen gegen die Regelungen in Buchchstabe d. 
Hinzutreten Abgrenzungsschwierigkeiten zwi- 
schen Energieeinsparungs-, Instandsetzungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen; außerdem 
wären die erforderlichen Feststellungen mit 
einem erheblichen Verwaltungsaufwand ver- 
bunden. 

21. Zu Artikel 4 

In Artikel 4 sind nach dem Wort „Haushalts- 
mittel 11 einzufügen die Worte „oder vergleich- 
bare Mittel der Finanzierungsinstitute' 1 . 

Begründung 

Im Gesetz ist geregelt, daß nach landesrecht- 
lichen Bestimmungen vergleichbare Mittel der 
Finanzierungsinstitute als Mittel aus öffent- 
lichen Haushalten anzusehen sind. 

Insofern sollten diese Mittel auch als Aufwen- 
dungen im Sinne von § 6 Abs. 1 des Moderni- 
sierungs- und Energieeinsparungsgesetzes aner- 
kannt und ausdrücklich erwähnt werden. 

22. Zu Artikel 7 

Artikel 7 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1978 in Kraft mit Ausnahme von Artikel 3, 
3 a und 5, die am Tage nach der Verkündung 
in Kraft treten. 11 

Begründung 

Das Gesetz soll rückwirkend zum 1. Januar 
1978 in Kraft treten, da von diesem Zeitpunkt 
an in der Öffentlichkeit Förderungserwartungen 
geweckt wurden. Eine Ausnahme gilt für Arti- 
kel 3 und 3 a, da sie belastende Regelungen 
enthalten, sowie für Artikel 5. 
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